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Eigentlich setzt sich das Parlament je zur Hälfte aus den
299 in den Wahlkreisen direkt gewählten Kandidaten
und einer gleichen Zahl Abgeordneten zusammen, 

die die Parteien über ihre Landeslisten in den Bundestag
schicken. Das wären jedoch nur 598 Mitglieder. Die zusätz-
lichen 16 Sitze im Bundestag beruhen auf den Überhang-
mandaten, die in einigen Bundesländern auf die SPD und
auf die CDU entfielen.

Eines ihrer Überhangmandate erhielt die CDU bei der
Nachwahl in Dresden (Wahlkreis 160). Das hatte zur Folge,
dass der CDU-Kandidat mit dem berühmten Namen Cajus
Julius Caesar seine Wiederwahl verpasste, obwohl er nach
dem vorläufigen Endergebnis am 19. September über die
nordrhein-westfälische Landesliste seiner Partei gerade noch
ins Parlament gerutscht war. Caesar musste sein Mandat
an die Parteifreundin Anette Hübinger aus dem Saarland
abgeben – eine Auswirkung des Verfahrens, nach dem die
Zweitstimmen auf die einzelnen Landeslisten verrechnet
werden. 

Der Forstingenieur Caesar, der bei seinem Einzug in den
Bundestag 1998 seinen damaligen Fraktionschef Wolfgang
Schäuble erst durch Vorlage seines Personalausweises von
der Echtheit seines Namens überzeugen konnte, ist einer
von rund 150 Abgeordneten, die den Bundestag nach der
Wahl 2005 freiwillig oder unfreiwillig verlassen haben. Bei
der SPD etwa hatte der ehemalige Parteivorsitzende und
Minister Rudolf Scharping nicht mehr kandidiert, ebenso
der langjährige Erste Parlamentarische Geschäftsführer Wil-
helm Schmidt. Auch einige der prominentesten Mitglieder
der CDU/CSU-Fraktion hatten auf eine Wiederwahl verzich-

tet, etwa der ehemalige Verteidigungsminister Volker Rühe,
der frühere Vorsitzende der CSU-Landesgruppe und Post-
minister Wolfgang Bötsch oder der Minister für Abrüstung
und Verteidigung der letzten DDR-Regierung, Rainer Eppel-
mann. Von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen gaben
neben anderen die langjährige Vizepräsidentin des Bun-
destages, Antje Vollmer, und der frühere Fraktionschef Rezzo
Schlauch ihr Mandat freiwillig auf. Im Kampf um die Wie-
derwahl unterlegen waren zum Beispiel die frühere Minis-
terin Claudia Nolte und DDR-Bürgerrechtler Günter Nooke,
beide von der CDU/CSU-Fraktion.
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Rundblick durchs
Parlament
Nach den vorgezogenen Wahlen 2005 präsentiert sich der neue Bundestag mit
vielen neuen Mitgliedern, einer weiteren Fraktion und einer leicht gestiegenen
Mandatszahl. Nach dem amtlichen Endergebnis sitzen im 16. Deutschen Bundes-
tag 614 Abgeordnete, 420 Männer und 194 Frauen. Das sind elf Parlamentarier
mehr als im 15. Bundestag bei seinem Zusammentreten vor drei Jahren. Da die
Nachfolgerin der PDS unter dem Namen „Die Linke.“ den Einzug ins Parlament
schaffte, sind wie vor sieben Jahren wieder fünf Fraktionen vertreten. Der Anteil
der Frauen ist mit 31,6 Prozent ein wenig zurückgegangen.

Der Deutsche Bundestag in der 16. Wahlperiode
Überhangmandat
Überhangmandate entstehen,
wenn eine Partei in einem
Bundesland mehr Direkt-
mandate durch Erststimmen
erhält, als ihr aufgrund des
erzielten Anteils an Zweit-
stimmen zustehen. 
So könnte es vorkommen, 
dass eine Partei aufgrund 
ihres Zweitstimmenanteils in
einem Bundesland 11 Abge-
ordnete in den Bundestag 
entsenden darf. 
Haben nun aber 13 Kandi-
daten dieser Partei per Erst-
stimme ein Direktmandat in
dem Bundesland errungen,
wird das Kontingent 
übertroffen. 
Da die Direktmandate aber
feststehen, entfallen auf diese
Partei zwei Überhangman-
date, die die Gesamtzahl der
Bundestagssitze erhöhen.

Überhangmandate bei Bundestagswahlen
Aufgeschlüsselt nach Parteien und Bundesländern von 1949 bis 2005

* Deutsche Partei Quelle: Bundeszentrale für politische Bildung / Bundeswahlleiter
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Der erste Tag: Ausgabe der vorläufigen Abgeord-
netenausweise, der vorläufigen Bahnkarte und von
Informationsmaterial an neue Abgeordnete.





Linke. unterbietet ihn leicht mit 48,4 Jahren. Die FDP-Frak-
tion, die vor drei Jahren zusammen mit der SPD noch das
höchste Durchschnittsalter aufwies, hat sich deutlich ver-
jüngt. Mit 47,5 liegen die Freidemokraten nur noch ein
gutes Jahr über den Grünen.

Deren Altersdurchschnitt hat vor allem Anna Lührmann,
Jahrgang 1983, gesenkt, die nach drei Jahren im Bundes-
tag immer noch die jüngste Abgeordnete ist. Zwischen ihr
und Alterspräsident Otto Schily, Jahrgang 1932, liegt mehr
als ein halbes Jahrhundert. Beim Altersdurchschnitt herrscht
seit 1949 Kontinuität: Schon zu Beginn der ersten Wahlpe-
riode lag er mit genau 50 Jahren sehr nahe beim aktuellen
Durchschnittswert von 49,3. Otto Schily und sein Bruder
Konrad bilden das zweite Bruderpaar im Bundestag. Schon
2002 hatte Volker Kauder, nun Vorsitzender der CDU/CSU-

Fraktion, Unterstützung durch seinen Bruder Siegfried erhal-
ten. Immer wieder bewerben sich Angehörige von Famili-
en mit politischer Tradition erfolgreich um ein Bundestags-
mandat. So war Carl-Eduard von Bismarck bei dieser Wahl
erstmals als Direktkandidat siegreich und zog als Vertreter
des Wahlkreises „Herzogtum Lauenburg/Stormarn Süd“ in
das Parlament ein. Der CDU-Politiker und Ururenkel des
Reichskanzlers war seit April 2005 als Nach-
rücker für den schleswig-holsteinischen Ministerpräsiden-
ten Peter-Harry Carstensen schon für wenige Monate im
15. Deutschen Bundestag vertreten. Und auch die neue
Vizepräsidentin des Bundestages Gerda Hasselfeldt kann
auf familiäre Traditionen zurückblicken: Wie sie war bereits
ihr Vater Alois Rainer von 1965 bis 1983 Mitglied der
CDU/CSU-Fraktion.
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So Katrin Göring-Eckardt, jetzt Vizepräsidentin des Deut-
schen Bundestages: Das Gründungsmitglied von „Demo-
kratie jetzt“ und „Bündnis 90“ arbeitet in der Landtagsfrak-
tion ihrer Partei in Thüringen als Referentin für Frauenpolitik,
Familie und Jugend, wird Landessprecherin und Beisitzerin
im Bundesvorstand. Von 1995 bis 1998 lernt sie den Bun-
destag als Mitarbeiterin des Abgeordneten Matthias Ber-
ninger kennen und schafft 1998 den Übergang zum eige-
nen Mandat. Vier Jahre später ist sie bereits Vorsitzende
ihrer Fraktion.

Seiteneinsteiger aus politikfernen Berufen sind dagegen
selten. Konrad Schily, Arzt und Gründer der Privatuniversi-
tät Witten/Herdecke, ist so einer. Er tritt im Jahre 2005 der
FDP bei und kommt noch im selben Jahr über die Landes-
liste der FDP in den Bundestag. Schily, Bruder des bisheri-
gen Bundesinnenministers, gehört als Arzt einer winzigen
Minderheit im Bundestag an. Dagegen treffen Juristen
allenthalben Berufskollegen. Jedes fünfte Mitglied des Bun-
destages ist Jurist, versteht also etwas von Gesetzen, was
bei einem Gesetzgebungsorgan kein Nachteil sein muss.
Der strukturelle Wandel der Erwerbsgesellschaft spiegelt
sich auch im Parlament: Bergleute sind nicht mehr vertre-
ten, ebenso wenig Drucker. Und ganze drei Landwirte sit-
zen noch im Bundestag.

Viele Abgeordnete werden wohl nie mehr in ihren frü-
heren Beruf zurückkehren, auch wenn sie diesen im Amt-
lichen Handbuch des Bundestages angeben und sich nicht
wie die SPD-Parlamentarierin Uta Zapf eben schlicht als
„Abgeordnete“ bezeichnen. Kaum einem lässt das Mandat
noch Raum, um nebenher einen Beruf auszuüben. Ein Hand-
werksmeister wie Ernst Hinsken (CDU/CSU) sagt, er schaf-
fe es kaum, in seinem Betrieb nach dem Rechten zu schau-
en. Er sei auf gute Mitarbeiter und „eine tüchtige Ehefrau“
angewiesen, erklärt der Bäckermeister und Konditor.

Stolz ist Hinsken darauf, auch dieses Mal in seinem Wahl-
kreis Straubing mit 68,0 Prozent das beste Erststimmener-
gebnis aller Direktkandidaten erreicht zu haben. Bei den
Sozialdemokraten liegen drei Abgeordnete aus dem Stamm-
land der SPD, dem Ruhrgebiet, ganz vorn. An der Spitze
Johann-Andreas Pflug im Wahlkreis Duisburg II mit 61,6
Prozent. Die meisten Zweitstimmen holte die SPD im Wahl-
kreis Aurich-Emden mit 55,9 Prozent, während die CDU im
nicht weit entfernten Wahlkreis Cloppenburg mit 57,2 Pro-
zent auf ihr bestes Zweitstimmenergebnis kam. Der Gegen-
satz zwischen den beiden niedersächsischen Wahlkreisen
verweist auch auf die traditionelle Stärke der Union in katho-
lisch geprägten Gegenden (Cloppenburg), während die
SPD in mehrheitlich protestantischen Landstrichen (wie
Aurich-Emden) häufig stärkste Kraft ist.

Politische Familien
Einen großen persönlichen Erfolg verbuchte der Berliner
Hans-Christian Ströbele. Er holte wie schon vor drei Jahren
für Bündnis 90/Die Grünen das einzige Direktmandat und
verbesserte dabei seinen Stimmenanteil um über zehn Punk-
te auf 43,3 Prozent. Für Die Linke. haben Petra Pau und
Gesine Lötzsch ihre Berliner Direktmandate verteidigt. Beide
saßen im 15. Deutschen Bundestag noch als fraktionslose
Abgeordnete. Ihren dritten Wahlkreissieg verbuchte die
neue Fraktion ebenfalls in Berlin: Fraktionschef Gregor Gysi
gewann in Treptow-Köpenick.

Ströbele, Jahrgang 1939, ist das älteste Mitglied seiner
Fraktion, die mit 46,3 Jahren drei Jahre unter dem Alters-
durchschnitt des neuen Bundestages liegt. Die Durch-
schnittsmarke von 49,3 Jahren hat sich gegenüber der ver-
gangenen Wahlperiode nicht verändert. Die beiden großen
Fraktionen liegen knapp über dem Altersdurchschnitt, Die
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Entwicklung des Frauenanteils an allen Abgeordneten einer Wahlperiode (in Prozent zu Beginn der WP)

Quelle: Deutscher Bundestag

Wahlperiode / Jahre

1. WP 1949-53

2. WP 1953-57

3. WP 1957-61

4. WP 1961-65

5. WP 1965-69

6. WP 1969-72

7. WP 1972-76

8. WP 1976-80

9. WP 1980-83

10. WP 1983-87

11. WP 1987-90

12. WP 1990-94

13. WP 1994-98

14. WP 1998-02

15. WP 2002-05

16. WP ab 2005

6,8

8,8

9,2

8,3

6,9

6,6

5,8

7,3

8,5

9,8

15,4

20,5

26,2

30,9

32,5

31,6

Abstimmung während der konstituierenden Sitzung
des 16. Deutschen Bundestages.

Immer informiert: Die Sonderausgabe von 
„Kürschners Volkshandbuch“.

Disput im Plenarsaal: Gregor Gysi (Die Linke.) und
Guido Westerwelle (FDP).

Angela Merkel mit Vizepräsidentin 
Katrin Göring-Eckardt (Bündnis 90/Die Grünen).

Mandat
Mandat bedeutet in 
wörtlicher Übersetzung 
Auftrag. Die Mandatsträger,
die durch das Votum der 
Bürgerinnen und Bürger in
den Bundestag gewählt sind,
sind Beauftragte des Volkes.
Die Ausübung ihres Mandates
ist also die Erfüllung eines
Wählerauftrages. 
Das freie Mandat in den
modernen demokratischen
Verfassungen bedeutet, 
dass die Abgeordneten nur
ihrem eigenen Gewissen
unterworfen sind und keinen
speziellen Weisungen zu 
folgen haben. Das Mandat 
für den Bundestag ist zeitlich
begrenzt. 
Seine Gültigkeit erlischt mit
der Konstituierung eines
neuen Bundestages.

Anzahl der Bundestagsabgeordneten nach den Wahlen von 1949 bis 2005 (inklusive Überhangmandate;
 bis 1987 ohne Berliner Abgeordnete)

Gesamtzahl der
Abgeordneten52

1949

1953

1957

1961

1965

1969

1972

1976

1980

1983

1987

1990

1994

1998

2002

2005

402

487

497

499

496

496

496

496

497

498

497

662

672

669

603

614

131 139 80

151 243 48 45

169 270 41

190 242 67

202 245 49

224 242

230 225 41

214 243 39

218

193

186

252

298

251

239

226

244

223

319

294

245

248

53

34

46

79

47

43

47

27

42

8

49

47

55

30

36

2

222 226 61 51 54

17

30

SPD CDU/CSU FDP/DVP Bündnis 90/ Die Grünen
(vor 2005 PDS)

SonstigeDie Linke.

17

Weibliche Abgeordnete 
im Bundestag

Mandate nach Parteien
von 1949 bis 2005



Er stammt aus der Stadt „tief im
Westen, wo die Sonne verstaubt“,
wie sein Lieblingssänger Herbert

Grönemeyer singt. Norbert Lammert,
der neue Bundestagspräsident, ist
1948 in Bochum geboren, und er ist
stolz auf seine Heimat. Sein „stärkstes
Stück Ruhrgebiet“ ist allerdings – wie
es auf seiner Internetseite heißt – nicht
seine Geburtsstadt, sondern seine Frau
Gertrud, mit der er seit 1971 verhei-
ratet ist und vier Kinder hat.

Sein politisches Interesse wird sehr
früh im Elternhaus und in der Schule
geweckt. Als 16-Jähriger tritt er der Jun-
gen Union bei, zwei Jahre später der
CDU. An die Politik als Beruf denkt er
damals aber noch nicht. Vielmehr
spielt er in jungen Jahren mit dem
Gedanken, Musiker oder Fußballer zu
werden. Heute gesteht er, der Politik
habe er sich erst stärker zugewendet,
als er einsehen musste, dass seine
Begeisterung für den Sport und die
Kunst „als Grundlage für einen Beruf
vermutlich nicht ausreichen würde“.

So beginnt er nach seinem Studi-
um der Sozialwissenschaften und der
Promotion eine politische Laufbahn,
die den damals 27-Jährigen 1975
zunächst in den Bochumer Stadtrat
führt. Der stellvertretende Kreisvorsitz
in der Partei und der stellvertretende
Landesvorsitz in der Jungen Union
kommen hinzu. Sein Geld verdient der
junge Familienvater als freiberuflicher
Dozent in der Erwachsenen- und Wei-
terbildung sowie als Lehrbeauftragter
für Politikwissenschaft.

Mit der Wahl in den Bundestag
1980 wird die Politik endgültig zur
Hauptsache. Schon nach drei Jahren
wird er stellvertretender Vorsitzender
des Ausschusses für Wahlprüfung,
Immunität und Geschäftsordnung.
1989 beruft Helmut Kohl ihn in die
Regierung. Als Parlamentarischer
Staatssekretär unterstützt er zunächst
den Bundesbildungsminister, dann
den Wirtschaftsminister und bis zum
Ende der Regierung Kohl den Verkehrs-
minister. Fast vier Jahre lang ist er auch
der Koordinator der Bundesregierung

für die Luft- und Raumfahrt. Parallel
dazu übernimmt er eine herausgeho-
bene Verantwortung in der Partei.
1986 wird er Vorsitzender der CDU 
im Ruhrgebiet und Mitglied des 
Landesvorstandes, dann auch stell-
vertretender Landesvorsitzender in 
Nordrhein-Westfalen, wo sich viele Par-
teimitglieder Norbert Lammert als
Ministerpräsidenten gut vorstellen
können. Doch 1994 unterliegt er in
einer Urabstimmung der Parteimitglie-
der über die Spitzenkandidatur gegen
den damaligen Fraktionschef im Land-
tag, Helmut Linssen.

1998 verliert die CDU/CSU die
Bundestagswahl und damit ihre Regie-
rungsämter. Lammert konzentriert sich
im Bundestag auf die Arbeit in der
CDU-Landesgruppe Nordrhein-West-
falen, deren Vorsitz er seit 1996 inne-
hat. Gleichzeitig vertritt er seine Frak-
tion nun als kultur- und medienpoli-

tischer Sprecher – ein Aufgabenfeld,
das seinen Neigungen besonders ent-
gegenkommt. Nach der Bundestags-
wahl 2002 nominiert seine Fraktion ihn
für das Amt des Vizepräsidenten des
Bundestages. Als „Ein-Mann-Kompe-
tenzteam der Union“ charakterisiert
ihn eine Zeitung zur Bundestagswahl
2005.

Drei Jahre später steht er an der
Spitze des deutschen Parlaments. Wie
Norbert Lammert seine politischen
Aufgaben angeht, hat er einmal in
einem Interview mit einem Vergleich
aus der Welt des Sports deutlich
gemacht: „Ich bin eher ein Anhänger
des Floretts als des Säbels, aber beides
sind olympische Sportarten, und ich
respektiere, dass es auch viele Anhän-
ger des Säbels gibt.“

Mehr zur Person:
www.norbert-lammert.de
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Das Präsidium des Deutschen
Bundestages besteht aus dem
Bundestagspräsidenten und

den Vizepräsidenten. Es vereint Frau-
en und Männer aus allen Regionen
Deutschlands, Vertreter der Koalition
und der Opposition in einer gemein-
samen Aufgabe. Der Bundestagsprä-
sident und seine Stellvertreter leiten
abwechselnd die Plenarsitzungen und
sind schon durch diese wichtige Funk-
tion für die Bürger die sichtbaren
Repräsentanten des Parlaments.

Schon im Reichstag der Weimarer
Republik nominierte die stärkste Frak-
tion den Parlamentspräsidenten – so
ist es auch im Bundestag. Nach der
Wahl 2005 stellt die CDU/CSU den Prä-
sidenten. Nach der Geschäftsordnung
soll jede Fraktion mit mindestens
einem Vizepräsidenten im Präsidium
vertreten sein. Die CDU/CSU stellt
neben dem Präsidenten noch einen
Stellvertreter. Der SPD, die mit ihrer
Mandatszahl nur knapp hinter der
CDU/CSU liegt, wurden zwei Vizeprä-
sidenten zugestanden. Die drei ande-
ren Fraktionen entsenden je ein Mit-
glied in die Leitung des Parlaments.

Allerdings ist die Fraktion Die Linke.
noch nicht im Präsidium vertreten,
nachdem die Wahl ihres Kandidaten
Lothar Bisky viermal gescheitert ist.

Präsident und Vizepräsidenten werden
geheim für die Dauer der gesamten
Wahlperiode gewählt, also in der Regel
für vier Jahre. Sie können nicht abge-
wählt werden, was ihre übergreifende
Funktion und ihre Neutralität zusätz-
lich stärkt.

Primus inter Pares
Das Präsidium tagt in jeder Sitzungs-
woche und versteht sich als kollegiales
Beratungsorgan. Das Präsidium wirkt
mit bei Personalfragen der Verwaltung,
es genehmigt Delegationsreisen und
befasst sich mit Fragen der Sitzungslei-
tung. Zudem berät es über die Öffent-
lichkeitsarbeit des Bundestages.

Der Präsident vertritt den Bundes-
tag nach außen. Protokollarisch ist er
nach dem Bundespräsidenten der
zweithöchste Repräsentant der Bun-
desrepublik. Im Namen des Bundes-
tages vereidigt er den Bundespräsi-
denten, den Bundeskanzler und die
Bundesminister. An ihn werden sämt-
liche Gesetzentwürfe und Eingaben
gerichtet. Er ist oberster Dienstherr der
Bundestagsmitarbeiter und übt das
Hausrecht und die Polizeigewalt in den
Parlamentsgebäuden aus. Als Reprä-
sentant des Bundestages hat er zahl-
reiche politische und gesellschaftliche
Verpflichtungen. Er pflegt Kontakte zu

ausländischen Parlamenten und gesell-
schaftlichen Gruppen in Deutschland
und wird zu Staatsempfängen und
anderen wichtigen Anlässen eingela-
den. Zwar hat der Bundestagspräsi-
dent rein rechtlich mehr Kompeten-
zen als seine Stellvertreter. In der Praxis
jedoch ist er Primus inter Pares, erster
unter Gleichen. Das heißt, in allen
wichtigen Fragen wird er seine Kolle-
gen im Präsidium konsultieren und sich
stets um Konsens bemühen.
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Präsidium des 
16. Deutschen Bundestages
(zurzeit ohne Die Linke.)

Bundestagspräsident
Norbert Lammert (CDU/CSU)

Vizepräsidenten
Wolfgang Thierse (SPD)
Gerda Hasselfeldt (CDU/CSU)
Susanne Kastner (SPD)
Hermann Otto Solms (FDP)
Katrin Göring-Eckardt 
(Bündnis 90/Die Grünen)

Mehr Informationen:
www.bundestag.de/
parlament/praesidium

Kollegiale Balance

Norbert Lammert (CDU/CSU)
Lieber Florett als Säbel

Das Präsidium des Deutschen Bundestages

i

i
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Sie ist mit der Politik groß gewor-
den. Ihr Vater Alois Rainer, ein nie-
derbayerischer Gastwirt, Metz-

germeister und Landwirt, war
außerdem Bürgermeister, Mitglied des
Landtags und 18 Jahre lang Mitglied
des Bundestages. Die gleiche Zeitspan-
ne hat nun auch seine Tochter Gerda 
Hasselfeldt im Bundestag zurückge-
legt.

Die neue Vizepräsidentin des Bun-
destages, Jahrgang 1950, wächst mit
fünf Geschwistern im Landkreis Strau-
bing-Bogen auf. Da der Vater viel Zeit
in die Politik steckt, ist die Hilfe der
Familie im Betrieb notwendig. Gerda
kümmert sich um die Buchhaltung und
arbeitet neben dem Besuch des Gym-
nasiums mit in der Gastwirtschaft und
der Landwirtschaft. Sie studiert Volks-
wirtschaft und findet nach dem
Diplom eine Anstellung bei der Bun-
desanstalt für Arbeit.

Als 19-Jährige ist sie der Partei ihres
Vaters, der CSU, beigetreten, engagiert
sich in der Jungen Union, der Kommu-
nalpolitik und in der Frauen-Union,
deren Landesvorsitzende sie 1991
wird. Schon 1987 rückt sie für Franz
Josef Strauß, der nach der Wahl auf
sein Mandat verzichtet, in den Bun-
destag nach. Gerda Hasselfeldt bringt
im Ausschuss für Arbeit und Soziales
ihre Berufserfahrung ein und arbeitet
bei der Gesundheitsreform von Minis-
ter Norbert Blüm mit.

Bei der Regierungsumbildung vom
April 1989 wird sie zur Bundesminis-
terin für Raumordnung, Bauwesen und
Städtebau berufen. Nach der Bundes-
tagswahl 1990 übernimmt sie für zwei
Jahre die Führung des Gesundheitsmi-
nisteriums, in dem sie sich gegen den
Widerstand der mächtigen Interessen-
gruppen um Fortschritte bei den Refor-
men bemüht. Danach wird es vorü-

bergehend stiller um sie, doch schon
1995 wird sie zur finanzpolitischen
Sprecherin ihrer Fraktion berufen. Im
Oktober 2002 rückt sie als stellvertre-
tende Vorsitzende in die engere Frak-
tionsführung auf und ist dort für Ver-
braucherschutz, Ernährung und
Landwirtschaft, Energiepolitik, Kom-
munalpolitik und Tourismus zuständig.

Mehr zur Person:
www.hasselfeldt.de
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Gerda Hasselfeldt (CDU/CSU)
Mit Politik aufgewachsen

Der Kiez am Wasserturm rund
um den Kollwitzplatz in Berlin
ist seine Heimat geworden. Seit

über 30 Jahren ist er hier zu Hause, er
kennt die Kneipen und die Probleme
der Bürger. Wolfgang Thierse ist trotz
seiner Karriere als Politiker auf dem
Boden geblieben. Wie mancher Berli-
ner ist Wolfgang Thierse, Jahrgang
1943, gebürtiger Breslauer. Nach der
Vertreibung der Familie wächst er in
Thüringen auf. Er kommt, wie mehre-

re seiner Kollegen im Präsidium, aus
einem politischen Elternhaus. Sein
Vater, ein Rechtsanwalt, war Kreistags-
abgeordneter der Ost-CDU.

Wolfgang Thierse wäre gern Jour-
nalist geworden. Doch dieser Beruf
bleibt dem Katholiken, der nicht an der
Jugendweihe teilgenommen hat, in der
DDR verwehrt. So erlernt er zunächst
das Schriftsetzerhandwerk, studiert spä-
ter Germanistik und Kulturwissenschaft.
Er verliert eine Stelle im Kulturminis-
terium, weil er sich weigert, Künstler
anzuschwärzen und zudem darüber
auch noch „unbotmäßige Reden“
führt. Aber er hat Glück und findet an
einem Institut für Literaturgeschichte
als Mitverfasser eines historischen Wör-
terbuchs eine „geräumige Nische“.

Anfang Oktober 1989 schließt sich
Wolfgang Thierse der Oppositions-
gruppe Neues Forum an, im Januar
1990 der Sozialdemokratischen Partei

der DDR. Hier wird man schnell auf ihn
aufmerksam. Er zieht in die erste frei
gewählte Volkskammer ein und steigt
zum Partei- und dann auch zum Frak-
tionsvorsitzenden auf. In der vereinig-
ten SPD hat der glänzende Redner
immer Positionen in der engeren Par-
tei- und Fraktionsführung inne, nach
Ansicht von Journalisten ist er das –
manchmal unbequeme – „Mundwerk
der Ostdeutschen“. 1998 wird er als
erster Ostdeutscher zum Präsidenten
des Bundestages gewählt und 2002 in
dem Amt bestätigt. Auch in diesem
Amt lässt er sich von seinem „ausge-
prägten Gefühl für Gerechtigkeit“ lei-
ten. Das bedeutet auch, es nicht immer
allen recht zu machen.

Mehr zur Person:
www.thierse.de

Wolfgang Thierse (SPD)
Berliner mit Bodenhaftung

Die Auseinandersetzung über
Politik hat sie zu Hause in Fran-
ken gelernt. Der Vater, ihr gro-

ßes Vorbild, war CSU-Mitglied und
machte es ihr bei allem Streit den-
noch leicht, sich politisch abzuna-
beln und 1972 der SPD beizutreten. 
Susanne Kastner, Jahrgang 1946,
durchläuft nach der mittleren Reife
eine Ausbildung zur Erzieherin. Nach
der Geburt der drei Kinder und dem
Studium ihres Mannes absolviert sie

auf dem zweiten Bildungsweg eine
Ausbildung zur Religionspädagogin
und arbeitet bis 1989 an einer Grund-
und Hauptschule.

Sie engagiert sich zunächst in der
Kommunalpolitik, wird Gemeinde-
und Kreisrätin. Als Kassiererin ihres
Ortsvereins besucht sie die Mitglieder
noch persönlich, knüpft dabei Verbin-
dungen und wird bekannt. Sie rückt
1989 in den Bundestag nach und wird
tourismuspolitische Sprecherin ihrer
Fraktion.

1998 wird Susanne Kastner Parla-
mentarische Geschäftsführerin der
SPD-Fraktion, vier Jahre später Vizeprä-
sidentin des deutschen Parlaments.
Ihren Schwerpunkt sieht sie in der
Arbeit mit jungen Menschen. „Es ist
entscheidend, dieser Generation den
Wert der parlamentarischen Demokra-
tie zu vermitteln, damit sich die
Jugendlichen für sie stark machen.“

Ende 1989 erreicht sie der Hilferuf
eines deutschen Arztes aus einem
Krankenhaus in der rumänischen Stadt
Arad und sie wird aktiv. Sie gründet
eine Hilfsorganisation und betreibt 
als Vorsitzende der Deutsch-Rumäni-
schen Parlamentariergruppe „Lobby-
arbeit im allerbesten Sinne“. Dafür hat
ihr die Universität von Arad die Ehren-
doktorwürde verliehen und die Stadt
Lipova hat sie zur Ehrenbürgerin
ernannt.

Aufgrund von persönlichen Begeg-
nungen und Gesprächen ist ihr eben-
so der Ausbau parlamentarischer Kon-
takte mit Afrika wichtig: „Ich werde
mich nicht damit abfinden, Afrika als
vergessenen Kontinent zu bezeichnen.
Deshalb möchte ich dort als Vizeprä-
sidentin aktiv werden.“

Mehr zur Person:
www.susanne-kastner.de

Susanne Kastner (SPD)
Dialog mit der Jugend

Er sei, so meint er im Scherz, „der
einzige gelernte Vizepräsident“ im
Bundestag. Denn er hat das par-

lamentarische Handwerk in den 70er
Jahren als persönlicher Referent bei
Bundestagsvizepräsidentin Liselotte
Funcke gelernt.

Hermann Otto Solms stammt aus
einem uralten hessischen Adelsge-
schlecht, doch darauf gibt es auf sei-
ner Homepage keinen Hinweis. Wohl
aber die Bilder, die Christine, eine sei-
ner drei Töchter, gemalt hat und Fotos,
die ihn auf dem Motorrad zeigen.
Außerdem ist dort viel über Finanzpo-
litik zu finden, denn Solms ist leiden-
schaftlicher Finanzpolitiker und eine
radikale Steuerreform ist für ihn „gera-
dezu ein Herzenswunsch“.

Solms wird 1940 in Lich im Kreis
Gießen geboren. Sein Vater fällt im
Zweiten Weltkrieg. Nach Abitur, Wehr-
dienst und Banklehre studiert er Wirt-

schaftswissenschaften und Landwirt-
schaft. 1969 legt er die Diplomprü-
fung als Volkswirt ab, 1975 promoviert
er als Agrarwissenschaftler. Seine „Bun-
destagslehrzeit“ bei Liselotte Funcke,
der Vizepräsidentin und Vorsitzenden
des Finanzausschusses, führt ihn noch
nicht direkt in die Politik. Zwar ist er
seit 1971 FDP-Mitglied, wird auch
Kreisvorsitzender und 1975 Mitglied
des Landesvorstands. Zunächst aber
versucht er sich als Unternehmer, grün-
det 1976 eine Firma, die zunächst
Videospielgeräte, später CAD-Entwick-
lungssysteme herstellt.

1980 wird er in den Bundestag
gewählt und arbeitet im Finanzaus-
schuss. Er wird stellvertretender Frak-
tionschef und Schatzmeister der FDP,
1991 Vorsitzender der Fraktion. Das
war nach seinen Worten sein schöns-
ter Job, weil er konfrontativ und auf-
regend, gestaltend und produktiv war.

1998 übergibt er den Fraktionsvorsitz
an den Parteivorsitzenden Wolfgang
Gerhardt und wird ins Präsidium des
Bundestages gewählt.

Hermann Otto Solms (FDP)
„Gelernter“ Vizepräsident

Mehr zur Person:
www.hermann-otto-solms.dei

i i
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Als eine der ersten Frauen in der
DDR setzte sie es durch, einen
Doppelnamen führen zu dür-

fen. Mit Emanzipation habe das aber
weniger zu tun, sondern mit Werten,
soll sie Gerhard Schröder einmal erklärt
haben. „Oder würden Sie gerne hei-
ßen wie der Reichsmarschall?“, fragte
sie den damaligen Kanzler.

Katrin Göring-Eckardt wird 1966
im Thüringer Wald geboren. Ihre Eltern
haben eine eigene Tanzschule, gelten
als Selbstständige in der DDR als
suspekt. So wächst die Tochter in „zwei
Welten“ auf, der Welt da draußen und
der zu Hause. In der Welt zu Hause gibt
es Westfernsehen, Tango, Walzer und
Cha-Cha-Cha und einen Vater, der den
CSU-Vorsitzenden Franz Josef Strauß
verehrt.

Die junge Frau engagiert sich in der
kirchlichen Opposition und beginnt
ein Theologiestudium. 1989 gehört sie

zu den Gründungsmitgliedern von
„Demokratie jetzt“ und „Bündnis 90“.
Sie wird Referentin für Frauenpolitik,
Familie und Jugend der Landtagsfrak-
tion Bündnis 90/Die Grünen in Thü-
ringen, steigt in die Landesvorstände
von „Demokratie jetzt“ und „Bündnis
90“ auf und arbeitet an der Vereini-
gung von „Bündnis 90“ und „Grünen“
mit. Von 1995 bis 1998 ist sie Thürin-
ger Landesvorsitzende der vereinigten
Partei und wird 1996 in den Bundes-
vorstand gewählt. Gleichzeitig lernt 
sie von 1995 bis 1998 das Abgeord-
netenhandwerk als Mitarbeiterin des
Bundestagsabgeordneten Matthias
Berninger.

Als diese Aufgabe 1998 nahtlos in
ein Abgeordnetenmandat einmündet,
bekommt ihre politische Karriere einen
weiteren Schub. Sie wird auf Anhieb
Parlamentarische Geschäftsführerin
und gesundheits- und rentenpolitische

Sprecherin ihrer Fraktion, um schließ-
lich 2002 als eine von zwei Vorsitzen-
den an die Spitze der Fraktion gewählt
zu werden. Nach der Wahl 2005 räumt
sie ihren Platz und wird eine der jüngs-
ten Vizepräsidentinnen in der Ge-
schichte des Bundestages.

Mehr zur Person:
www.goering-eckardt.de

Katrin Göring-Eckardt (Bündnis 90/Die Grünen)
Aus zwei Welten

Blickpunkt Bundestag: Herr Pro-
fessor Patzelt, Sie sind Fachmann für
den internationalen Vergleich von Re-
gierungen und Parlamenten. Wenn Sie
den Bundestag mit den Volksvertre-
tungen anderer demokratischer Staa-
ten vergleichen, was fällt Ihnen da auf?

Werner Patzelt: Der Bundestag ist
ein einflussreiches Parlament und gilt
nach Ausstattung und Arbeitsweise als
vorbildlich. Seine Funktionen der
Regierungsbildung, Regierungskon-
trolle und Gesetzgebung erfüllt er im
internationalen Vergleich sehr gut.

Blickpunkt: Bei den letzten beiden
Bundestagswahlen hat sich im deut-
schen Parlament eine starke Umschich-
tung vollzogen. Jetzt hat jedes zweite
Mitglied höchstens sieben Jahre Bun-
destagserfahrung. Gibt es einen solch
starken personellen Wandel auch in
anderen Parlamenten?

Patzelt: In gefestigten Regierungssys-
temen vollzieht sich der personelle
Wandel von Parlamenten meist mode-
rat, doch immer wieder in Schüben.
Diese werden hervorgerufen durch das
Auf- und Abtreten einer stark politisier-
ten Generation oder durch Verschie-

bungen im Wahlverhalten. Letzteres
erlebten wir unlängst. Im Vergleich ist
auch der neue Bundestag ein stabiles
und kontinuitätsstarkes Parlament.

Blickpunkt: Im Bundestag sind Juris-
ten, Lehrer und Angehörige anderer
Dienstleistungsberufe stark repräsen-
tiert. Vertreter der Wirtschaft sind eher
selten. Ist das auch im Ausland so?

Patzelt: Ja. Voraussetzung einer Abge-
ordnetenkarriere ist meist eine über-
durchschnittliche Schulbildung zusam-
men mit beruflicher Abkömmlichkeit
und großen, selbst gestaltbaren Zeit-
budgets. Das privilegiert Anwälte, Leh-
rer und politiknahe Angestellte und
benachteiligt Nichtakademiker sowie
Selbstständige.

Blickpunkt: Es fällt auf, dass immer
mehr junge Abgeordnete ihren Beruf
als Mitarbeiter von Abgeordneten
gelernt haben. Ist dieser Trend auch in
den anderen Staaten spürbar?

Patzelt: Zwar gibt es da noch viele
Unterschiede. Doch grundsätzlich sind
die technischen Seiten des Abgeord-
netenberufs immer professioneller
geworden, was die an Kandidaten
gerichteten Erwartungen wachsen
lässt. Auch haben überall die Parteien
an Mitgliedern außerhalb der quasi-
professionellen Aktivisten verloren. Das
alles verbessert die Chancen derer, die
im engsten Umfeld von Abgeordne-
ten das Know-how erlernen und die
zur Nominierung nötigen Netzwerke
knüpfen können.

Blickpunkt: Der Frauenanteil im Bun-
destag stagniert bei etwas über 30 Pro-
zent. Können die deutschen Politike-
rinnen vom Ausland lernen, wie sich
ihre Repräsentanz erhöhen lässt?

Patzelt: Nur in 28 Ländern gibt es
einen parlamentarischen Frauenanteil,
der den deutschen erreicht oder über-

steigt. Wir stehen da also nicht allzu
schlecht da. An der Spitze liegt – noch
deutlich vor den übrigen nordischen
Staaten – Schweden mit 45 Prozent
Frauen, desgleichen manche zweite
Kammer wie der Senat der Bahamas
mit 44 Prozent Frauen. Generell ist eine
Frauenquote das sicherste Mittel, viele
Frauen ins Parlament zu bekommen.

Blickpunkt: Ein Bundestagsabgeord-
neter ist durchschnittlich 50 Jahre alt.
Wie sieht es mit der Altersstruktur in
anderen Parlamenten aus?

Patzelt: Kaum anders: Der durch-
schnittliche Abgeordnete ist immer
noch ein Mann mit akademischem
Hintergrund aus der Mittelschicht in
seinen besten Jahren.

Blickpunkt: Was könnte der Bun-
destag im Ausland lernen? Mehr frei
gehaltene Reden, mehr Diskussion,
mehr Öffentlichkeit?

Patzelt: Der Bundestag dient den
meisten anderen Parlamenten selbst
als Maßstab. An Diskussion fehlt es die-
sem Arbeitsparlament keineswegs,
und mehr wirklich frei gehaltene
Reden im Plenum bringen kaum Vor-
teile. Es kommt nämlich auf griffige
Formulierungen und auf knappe Prä-
sentationen zentraler Entscheidungs-
gründe an, was beides nun einmal 
besser gelingt, wenn man sich seine
Sätze vorher überlegt. Auch bietet der
Bundestag jetzt schon mehr an Öffent-
lichkeit und Informationen, als die Bür-
gerschaft tatsächlich nutzt. Zu verbes-
sern ist anderes: Den Bürgern ist vor
Augen zu führen, dass man im Bun-
destag ihre Probleme wirklich kennt –
und diese Probleme sind dann mit
konstruktiver Politik zu lösen.

Prof. Dr. Werner J. Patzelt ist
geschäftsführender Direktor des
Instituts für Politikwissenschaft 
der TU Dresden.

„Der Bundestag gilt als Vorbild“
Der Dresdner Politikwissenschaftler Professor Werner Patzelt über das Profil und
die Stellung des Bundestages im internationalen Vergleich
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Das Präsidium des Bundestages
bleibt auf unbestimmte Zeit
unvollständig. Die Geschäfts-

ordnung sieht zwar vor, dass in die-
sem Gremium jede Fraktion durch
mindestens ein Mitglied vertreten sein
soll. Da aber der Kandidat der Frakti-

on Die Linke., Lothar Bisky, in insge-
samt vier Wahlgängen nicht die not-
wendige Mehrheit erreichte, kündig-
te die Fraktion an, auf unbestimmte
Zeit keinen neuen Wahlgang beantra-
gen zu wollen.

Im ersten Wahlgang bei der kon-
stituierenden Sitzung am 18. Oktober
hatten 225 Abgeordnete für Bisky
gestimmt, 312 gegen ihn. Damit hatte
er die hier notwendige „Mehrheit der
Mitglieder des Bundestages“ klar ver-
fehlt. Diese so genannte absolute
Mehrheit wird erreicht, wenn mindes-
tens 308 der insgesamt 614 Mitglie-
der des 16. Bundestages dem Antrag
zustimmen.

Diese Mehrheit kam auch im zwei-
ten Wahlgang nicht zustande, obwohl
hier die Ja-Stimmen (282) die Nein-
Stimmen (235) deutlich überwogen.
Für den dritten Wahlgang beschloss
der Bundestag, die relative Mehrheit

– die einfache Mehrheit der gültigen
Stimmen – gelten zu lassen, die Bisky
ja im zweiten Wahlgang bereits er-
reicht hatte. Doch im dritten Wahl-
gang verpasste der Kandidat auch
diese Mehrheit knapp. Mit Ja stimm-
ten 248, mit Nein 258 Abgeordnete.

Nach einer Pause von drei Wochen
stellte sich Bisky am 8. November ein
weiteres Mal zur Wahl. In diesem vier-
ten Wahlgang verfehlte er die relative
Mehrheit bei 249 Ja-Stimmen und 310
Nein-Stimmen deutlich. Er erklärte
anschließend, er habe verstanden, dass
eine Mehrheit nicht wolle, dass er den
Bundestag repräsentiere. Dies müsse
er als Demokrat akzeptieren.

Informationen 
der Fraktion Die Linke.:
www.linksfraktion.de

Die Linke.
Vorerst kein Vizepräsident
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Zirkusdirektor habe er eigentlich
werden wollen, gesteht er auf
seiner Homepage, wo er zusam-

men mit einem riesigen Bären abge-
bildet ist. Der Vermutung, er habe sich
seinen Berufswunsch nun endlich
erfüllt, widerspricht Volker Kauder
allerdings: „Ich möchte etwas für die
Gemeinschaft bewegen und gestalten,
Dinge voranbringen, von denen ich
überzeugt bin, und nicht allein das
Publikum unterhalten.“

Auf den Unterhaltungswert kommt
es bei der Aufgabe, die Kauder nun
übernommen hat, weniger an. Aber
er würde wahrscheinlich nicht ganz so
vehement widersprechen, wenn man
die Fraktionsvorsitzenden mit Domp-
teuren vergliche. Schließlich müssen
sie, gerade wenn sie einer Regierungs-
partei vorstehen, immer wieder den
Dressurakt unternehmen, unterschied-
liche Interessen unter einen Hut zu
bringen.

Der neue Fraktionschef der
CDU/CSU ist 1949 in Sinsheim bei Hei-
delberg geboren, wo seine aus Jugos-
lawien vertriebenen Eltern zunächst
untergekommen sind. Sein Vater ist
Lehrer und vertritt die CDU im Stadt-

und Kreisrat von Singen. Dort wach-
sen Volker und sein ein Jahr jüngerer
Bruder Siegfried auf, der ihm später in
den Bundestag folgen wird. Verheira-
tet ist Kauder seit 1976 mit der Kar-
diologin Elisabeth Kauder, Tochter des
langjährigen Bundestagsabgeordne-
ten Hermann Biechele.

Schlüsselfunktion 
in der Fraktion
Schon mit 16 tritt Volker Kauder der
CDU bei. Bei seiner Hinwendung zur
Politik lässt er sich von zwei Gedanken
leiten, der Ablehnung der deutschen
Teilung und der 68er-Bewegung, die
nach seiner Meinung versucht hat,
Gewalt zur Veränderung einzusetzen.

Nach dem Jura-Studium arbeitet er
zunächst an der Universität Freiburg
und wechselt dann in die Innenverwal-
tung des Landes Baden-Württemberg.
Als stellvertretender Landrat des Krei-
ses Tuttlingen setzt er sich besonders
für die Förderung psychisch Kranker
ein, „einer Gruppe, die in Teilen unse-
rer Bevölkerung noch gar nicht als rich-
tig krank anerkannt ist“.

Gleichzeitig steigt er in der Landes-
CDU auf. Als Generalsekretär organi-
siert er erfolgreiche Wahlkämpfe und
zieht 1990 in den Bundestag ein, wo
er vier Jahre lang der Gruppe der
baden-württembergischen CDU-Ab-
geordneten vorsitzt. 2002 beruft ihn
die neue Fraktionsvorsitzende Angela
Merkel in das Amt des Ersten Parla-
mentarischen Geschäftsführers, eine
Schlüsselfunktion, die auch SPD-Frak-
tionschef Peter Struck lange innehat-
te. Im Januar 2005 wechselt er in das
Amt des CDU-Generalsekretärs und
wird im Herbst 2005 Vorsitzender der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion.
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In der politischen Auseinanderset-
zung stehen die Vorsitzenden der
derzeit fünf Fraktionen des Bundes-

tages in vorderster Front. Sie gehören
zu den einflussreichsten Mitgliedern
des Parlaments und treten – neben den
führenden Regierungsvertretern – in
der Öffentlichkeit am häufigsten in
Erscheinung. Sie sorgen für den Zu-
sammenhalt ihrer Fraktion und haben
in den wichtigsten Debatten für ihre
Fraktionen in der Regel das erste Wort.

Die Chefs der Regierungsfraktionen
dienen als Schaltstelle zwischen der
Regierungsspitze und den Abgeordne-
ten. Sie vertreten zum einen den poli-
tischen Willen der Volksvertreter. Ande-
rerseits müssen sie dafür sorgen, dass
im Parlament bei den Abstimmungen
eine Mehrheit gesichert ist. In der
Opposition stehen andere Aufgaben
im Vordergrund: Kritik an der Regie-
rung, aber auch das Erarbeiten und
Aufzeigen inhaltlicher Alternativen.

Die Fraktionen sind nach der Ge-
schäftsordnung Vereinigungen von
Abgeordneten, die „derselben Partei
oder solchen Parteien angehören, die
auf Grund gleichgerichteter politischer
Ziele in keinem Land miteinander im
Wettbewerb stehen“. Sie können ihre
interne Organisation weitgehend frei
festlegen. Es haben sich aber bei allen
Fraktionen ähnliche Strukturen heraus-
gebildet. Der wichtigste Unterschied:
Die Fraktion Die Linke. sowie die des
Bündnisses 90/Die Grünen haben zwei
gleichberechtigte Mitglieder an ihrer
Spitze.

Zusammenarbeit im Vorstand
Die Vorsitzenden haben eine je nach
Fraktion unterschiedliche große Zahl
an Stellvertretern, die für verschiede-
ne Themen des politischen Geschäfts
verantwortlich sind, etwa für die
Finanzpolitik oder die Außenpolitik. In
der praktischen Organisation der Frak-

tionsarbeit werden die Vorsitzenden
von den Parlamentarischen Geschäfts-
führern unterstützt. Sie alle haben ihre
eigenen Aufgabenbereiche, zum Bei-
spiel die Verantwortung für Personal
oder die Öffentlichkeitsarbeit. Eine
besondere Schlüsselposition haben die
Ersten Parlamentarischen Geschäfts-
führer inne. Was sie fraktionsübergrei-
fend vereinbaren, das gilt.

Der Vorsitzende, seine Stellvertre-
ter, die Parlamentarischen Geschäfts-
führer und weitere Funktionsträger,
etwa die Justitiare, bilden den Ge-
schäftsführenden Fraktionsvorstand,
der regelmäßig zu Beginn der Sit-
zungswochen und bei Bedarf auch an
anderen Tagen zusammenkommt.
Mindestens einmal pro Sitzungswoche
tagt auch der Gesamtvorstand der
Fraktionen. Er bereitet die Fraktionssit-
zungen vor, in denen die Gesamtfrak-
tion ihre Position für die bevorstehen-
den Plenarsitzungen festlegt.

14 16. Wahlperiode

In vorderster Front
Fraktionsvorsitzende im Bundestag

CDU/CSU-Fraktion
im Deutschen Bundestag
11011 Berlin
Tel.: (0 30) 2 27-5 22 67
Fax: (0 30) 2 27-5 61 15
E-Mail: fraktion@cducsu.de
www.cducsu.de

Volker Kauder (CDU/CSU)

Berufswunsch: Zirkusdirektor
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Auch nach 25 Jahren Bundes-
politik, trotz Dienstwagen, 
Flugbereitschaft und großem

Stab, ist er in seinen Begegnungen 
mit anderen Menschen ganz locker
geblieben. Peter Struck ist schnell 
per Du, trinkt beim Gespräch mit 
Soldaten das Bier aus der Flasche 
oder spielt bei der Bundeswehr in 
Sarajewo mit Hut und schwarzer 
Sonnenbrille den „Blues Brother“. So
hat der promovierte Jurist und lei-
denschaftliche Motorradfahrer bei
der Bundeswehr viele Fans gewon-
nen. Nun kehrt er in das Amt des 
Fraktionschefs zurück, das er wider-
strebend vor drei Jahren verlassen 
musste.

Peter Struck, Jahrgang 1943, Sohn
eines Autoschlossers aus Göttingen,
tritt als 21-Jähriger in die SPD ein, stu-
diert Jura und promoviert unmittelbar
nach dem zweiten Staatsexamen mit
einer Arbeit über jugendliche Alkohol-
täter. Seine Berufstätigkeit beginnt in
der Verwaltung in Hamburg, doch
führt ihn seine kommunalpolitische
Arbeit nach Uelzen, wo er zum Stadt-
rat und stellvertretenden Stadtdirek-
tor gewählt wird. 1980 kandidiert er

mit Erfolg für den Bundestag. Er wird 
Mitglied im Finanzausschuss und 
profiliert sich als Obmann seiner Frak-
tion im Untersuchungsausschuss zur
Aufklärung der Flick-Parteispenden-
affäre.

Erfolgreicher 
Bundesminister
Nach der Wahl 1990 rückt Struck zum
Ersten Parlamentarischen Geschäfts-
führer auf, erhält damit – wie der 
Berliner Journalist Robert Birnbaum

schreibt – die „Lizenz zum Strippen-
ziehen“. In der Position arbeitet er so
erfolgreich, dass er 1998 als Nachfol-
ger von Rudolf Scharping zum Frakti-
onsvorsitzenden berufen wird. Nach
Scharpings Entlassung als Verteidi-
gungsminister folgt er ihm 2002 an
die Spitze der Bundeswehr. Schneller
als erwartet arbeitet sich der „Unge-
diente“ in die neue Aufgabe ein, wo
er unter anderem für die Auslandsein-
sätze der Soldaten verantwortlich ist.
„Die Sicherheit Deutschlands wird
auch am Hindukusch verteidigt.“ Die-
ser Satz Strucks markiert eine neue
deutsche Sicherheitspolitik.

Struck gilt als eines der erfolgreichs-
ten Mitglieder der alten Bundesre-
gierung. Die Süddeutsche Zeitung
bescheinigt ihm, zu den „wenigen
Politikern“ zu gehören, „die weder
arrogant noch verschroben geworden
sind“. Erfolgreich überwindet er im
Jahr 2004 die Folgen eines Schlagan-
falls. Bereits nach zehn Wochen mel-
det er sich zu seinem Dienst zurück.
Peter Struck ist verheiratet und hat drei
Kinder.

Peter Struck (SPD)

Fans bei der Bundeswehr
Wolfgang Gerhardt (FDP)

Solide und loyal

SPD-Fraktion
im Deutschen Bundestag
11011 Berlin
Tel.: (0 30) 2 27-5 50 66
Fax: (0 30) 2 27-5 60 85
E-Mail: frabuero@spdfraktion.de
www.spdfraktion.de

Die Frage nach seinem „größten
Traum“ beantwortet er im In-
ternet mit den Worten „Frieden

überall auf der Welt“. Als Außenminis-
ter hätte er sicher gern daran gearbei-
tet, diesem Traum ein wenig näher zu
kommen.

2002 und 2005 ist Wolfgang 
Gerhardt als Kandidat für das Aus-
wärtige Amt in einer schwarz-gelben
Koalition seinem Ziel ganz nahe. 
Doch in der Politik erfüllen sich Träu-
me nur selten. Nach beiden Wahlen
ist seine Partei zwar gestärkt, jedoch
nicht in der Regierung. So ist er nun
wieder Vorsitzender der FDP-Bun-
destagsfraktion, wenn auch nur bis
Frühjahr 2006.

Gerhardt, Jahrgang 1943, ist auf
einem kleinen Bauernhof im hessi-
schen Vogelsbergkreis aufgewachsen,
wie viele seiner Generation ohne sei-
nen im Krieg gefallenen Vater. Das Stu-
dium der Erziehungswissenschaften,
Germanistik und Politik schließt er 
mit der Promotion ab. Gleichzeitig
beginnt er seine politische Laufbahn:
Als 22-Jähriger tritt er der FDP bei 
und übernimmt Führungspositionen
beim Liberalen Studentenbund und
bei den Jungdemokraten.

Erfolg im Land
Durch seine Tätigkeit für die liberale
Friedrich-Naumann-Stiftung, später
für die beiden hessischen Innenminis-
ter Hanns-Heinz Bielefeld und Ekke-
hard Gries erwirbt er politisches Know-
how. 1978 zieht er in den Landtag ein,
bereits wenig später ergreift er die
Chance und übernimmt den Vorsitz
der Landespartei. Von 1987 bis 1991
amtiert Gerhardt als hessischer Minis-
ter für Wissenschaft und Kunst und
stellvertretender Ministerpräsident.

Mit dem Erfolg im Land wächst
Gerhardts bundespolitischer Ruf. Er
wird Mitglied des Bundesvorstandes,

dann stellvertretender Vorsitzender.
1994 zieht er in den Bundestag ein
und gilt wegen seiner Solidität und
Loyalität als Hoffnungsträger der Par-
tei. So wird er 1995 zum Parteivorsit-
zenden gewählt, um seine Partei auf
Reformkurs zu bringen. Auf dem glei-
chen Parteitag wird Guido Westerwelle
in seinem Amt als Generalsekretär
bestätigt, der Mann, der ihn 2001 als
Parteichef und im Mai 2006 als Frak-
tionsvorsitzender beerben wird. 

Gerhardt wird 1998 Fraktionsvor-
sitzender, nachdem die FDP in die
Opposition wechselte. Es gelingt ihm,
die Fraktion auf diese neue Herausfor-
derung einzustellen und neu zu moti-
vieren. Als Fraktionsvorsitzender ge-
nießt Gerhardt parteiübergreifend
hohen Respekt und wird 2004 sogar
als Kandidat für das Amt des Bundes-
präsidenten gehandelt.

FDP-Bundestagsfraktion
11011 Berlin
Tel.: (0 30) 2 27-5 23 78
Fax: (0 30) 2 27-5 67 78
E-Mail: pressestelle@fdp-
bundestag.de
www.fdp-fraktion.de
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Wenige deutsche Politiker
haben eine so wechselvolle
Laufbahn hinter sich wie die

beiden Männer an der Spitze der Frak-
tion Die Linke. Gregor Gysi und Oskar
Lafontaine. Beide haben Erfolge, Rück-
schläge und körperliche Belastungen
überstanden, sind aus der großen Poli-
tik aus- und nun erneut in die Bundes-
politik eingestiegen.

Comeback 
mit der Linkspartei
Gregor Gysi, Jahrgang 1948, ent-
stammt einer alteingesessenen Ber-
liner Familie mit jüdischen Vorfahren.
Sein Vater Klaus war Kulturminister der
DDR. Gysi tritt mit 19 in die SED ein,
studiert Rechtswissenschaften. Als An-
walt vertritt er auch systemkritische
Bürger und macht sich damit über die
Grenzen der DDR hinaus einen Namen.

Nach dem Zusammenbruch der
alten DDR-Führung wird Gysi Ende
1989 Vorsitzender der SED, von 1990
bis 1993 ihrer Nachfolgerin PDS. Er
führt von 1990 bis 1998 die PDS-Grup-
pe, ab 1998 die PDS-Fraktion im Bun-
destag. Anfang 2002 scheidet er im
Zuge der Koalitionsbildung im Berli-
ner Senat aus dem Bundestag aus.

Seinen Rückzug aus der ersten
Reihe der Politik verkündet er nach
einer Abstimmungsniederlage auf dem
PDS-Parteitag im Jahre 2000. Doch
nach einer erfolgreichen Kandidatur
bei den Abgeordnetenhauswahlen in
Berlin 2001 steigt er als Wirtschaftsse-
nator der rot-roten Koalition erneut in
die Politik ein, allerdings nur für ein
halbes Jahr. Grund für seinen Rücktritt
ist die private Inanspruchnahme von
Bonusmeilen für dienstliche Flüge. Der
eloquente Anwalt lässt danach – auch
geschwächt durch eine Herzkrankheit
– lange offen, ob er sich noch einmal
zur Verfügung stellen wird. Doch bei
Bildung der Linkspartei kann er 2005
nicht mehr Nein sagen.

Ein ebenso leidenschaftlich politi-
scher Mensch ist sein neuer Partner
Oskar Lafontaine, Jahrgang 1943. Sein

Vater fällt im Zweiten Weltkrieg, er stu-
diert mit Hilfe eines Stipendiums Phy-
sik und macht 1969 sein Diplom.

Bereits 1966 ist der Katholik der
SPD beigetreten, weil er den Anspruch
des Christentums in der CDU nicht ver-
wirklicht sieht. Eine steile Parteikarrie-
re führt ihn über das Amt des Ober-
bürgermeisters von Saarbrücken und
des saarländischen Ministerpräsiden-
ten an die Spitze der SPD. Trotz eines
Attentats durch eine geistesgestörte
Frau, bei dem er eine Stichwunde am
Hals davonträgt, wird er Spitzenkan-
didat der SPD bei der ersten gesamt-
deutschen Bundestagswahl. Er kritisiert
die deutsche Einheit als schlecht vor-
bereitet und erfährt nicht zuletzt des-
halb eine Wahlniederlage. Er verzich-
tet auf den ihm trotzdem angebotenen
Parteivorsitz, bleibt aber Mitglied der
engeren Parteiführung.

Kritik 
an Regierungspolitik
Auf dem SPD-Parteitag 1995 setzt er
sich in einer Kampfabstimmung um
den Parteivorsitz gegen den bisheri-
gen Parteichef Rudolf Scharping durch.
Unter Lafontaines Führung wird die
SPD 1998 wieder stärkste Partei. Er hat
dem Rivalen Gerhard Schröder die

Kanzlerkandidatur überlassen und tritt
als Finanzminister in dessen Kabinett
ein. Wenige Monate später tritt er
überraschend von allen Ämtern zurück,
weil er in der Politik des Kanzlers eine
Abkehr von den Wahlaussagen der SPD
sieht. In der Folge äußert er sich sehr
kritisch über die Regierungspolitik,
doch erst 2005 tritt er aus der SPD aus,
wendet sich der Wahlalternative Arbeit
und soziale Gerechtigkeit zu, in der sich
viele ehemalige SPD-Mitglieder zu-
sammengefunden haben. Er regt eine
Zusammenarbeit mit der PDS an, die
schließlich zur Bundestagswahl 2005
zustande kommt.

Durchsetzungsfähigkeit, Bered-
samkeit und Hartnäckigkeit –
Eigenschaften, die die beiden

gleichberechtigten Fraktionsvorsitzen-
den von Bündnis 90/Die Grünen
neben ihrem gemeinsamen Geburts-
jahrgang 1955 verbinden. Dass sie zu
zweit etwas erreichen können, haben
sie in ihrer Partei in der Zeit als Dop-
pelspitze der Partei 2000 schon bewie-
sen. „Der Modernisierung eine Rich-
tung geben“, heißt es seitdem für die
Grünen.

Erfahrene Unterhändlerin
Renate Künast stammt aus einer Arbei-
terfamilie in Recklinghausen. Schon
früh lernt sie, sich durchzusetzen,
zunächst gegen die eigenen Eltern,
denen sie die Erlaubnis abtrotzt, statt
der Haupt- die Realschule zu besuchen.
Nach der Ausbildung zur Sozialarbei-
terin arbeitet sie zwei Jahre lang in
einer Berliner Männer-Justizvollzugs-
anstalt vor allem mit Drogenabhängi-
gen. 1985 schließt sie ihr Jurastudium
ab und arbeitet später als Rechtsan-
wältin.

Schon 1979 ist die Atomkraftgeg-
nerin in die Berliner Grün-Alternative
Liste eingetreten. Seit 1982 hat sie
wechselnde Positionen in ihrer – 1993

mit den Bündnisgrünen zusammen-
geschlossenen – Partei und deren
Abgeordnetenhausfraktion inne. Da-
bei festigt sich ihr Ruf als pragmatische
Parteilinke und erfahrene Unterhänd-
lerin, so dass sie nach der Bundestags-
wahl 1998 in die Kommission für die
Koalitionsverhandlungen mit der SPD
berufen wird. Die Bundespolitik steht
ihr schon jetzt offen. Sie aber entschei-
det sich zunächst noch für Berlin.

Im Jahr 2000 bewirbt sie sich mit
ihrem heutigen Kollegen Fritz Kuhn
um den gemeinsamen Parteivorsitz in

der Bundespartei. Sie ist zu jener Zeit
Fraktionsvorsitzende der Grünen im
Berliner Abgeordnetenhaus, Kuhn hat
dieselbe Position im Landtag von
Baden-Württemberg inne. 

In der BSE-Krise im Januar 2001
muss sie das höchste Parteiamt bereits
wieder verlassen, weil sie das neu struk-
turierte Bundesministerium für Ver-
braucherschutz, Ernährung und Land-
wirtschaft übernimmt. Sie hat es in der
Folge geschafft, den Verbraucher-
schutz auf die politische Agenda der
Republik zu setzen und zu einem Mar-
kenzeichen der Grünen zu machen.

Vordenker 
des Realo-Flügels
Ihr Partner Fritz Kuhn, in Bad Mer-
gentheim geboren und im Allgäu auf-
gewachsen, hat Germanistik und Phi-
losophie in München und Tübingen
studiert. Sein politisches Engagement
gründet sich in der Umweltbewegung
und im Widerstand gegen die Atom-
kraft. Er tritt der SPD bei, verlässt sie
1978 aber wieder „wegen des uner-
bittlichen Atomkurses von Helmut
Schmidt“. Wenig später gehört er zu
den Gründern der Grünen zunächst in
Baden-Württemberg, dann auch im
Bund. 1984 wird er in den Landtag
gewählt, wo er sogleich zum Frakti-
onschef arriviert.

Er macht sich einen Namen als
„Vordenker des südwestdeutschen
Realo-Flügels“, wie es in der Presse
heißt. Aus beruflichen Gründen tritt er
zur nächsten Wahl nicht mehr an, mit
der Begründung, es sei „nicht gerade
eine verlockende Perspektive, in einer
Partei Berufspolitiker zu werden, die
explizit keine Berufspolitiker haben
wolle“. Er übernimmt Lehraufträge
und erhält 1989 eine Professur an der
Stuttgarter Merz-Akademie.

Die Politik lässt ihn aber nicht los.
Er kehrt 1992 in den Landtag auf den
Fraktionsvorsitz zurück, den er schließ-
lich 2000 zugunsten des gemeinsa-
men Parteivorsitzes mit Renate Künast,
später dann mit Claudia Roth, aufgibt.

Bundestagsfraktion 
Bündnis 90/Die Grünen
11011 Berlin
Tel.: (0 30) 2 27-5 67 89
Fax: (0 30) 2 27-5 65 52
E-Mail: 
info@gruene-bundestag.de
www.gruene-bundestag.de

Gregor Gysi und Oskar Lafontaine (Die Linke.)

Aus- und Einsteiger
Renate Künast und Fritz Kuhn (Bündnis 90/Die Grünen)

Durchsetzungsfähig und beredt
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Wahlstatistik 2005

Die Wahl in Zahlen
Wahlbeteiligung 77,7 Prozent
Anteil ungültige Erststimmen 1,8 Prozent
Anteil ungültige Zweitstimmen 1,6 Prozent
Briefwähleranteil 18,6 Prozent

Weitere Wahlergebnisse
Ergebnisse der Parteien, die an der
Sperrklausel (5 Prozent) gescheitert sind
(erzielte Zweitstimmen).

Partei Anzahl Prozent
Offensive D 3.338 < 0,1
REP 266.101 0,6
NPD 748.568 1,6
Die Tierschutzpartei 110.603 0,2
GRAUE 198.601 0,4
PBC 108.605 0,2
DIE FRAUEN 27.497 0,1
FAMILIE 191.842 0,4
BüSo 35.649 0,1
BP 35.543 0,1
ZENTRUM 4.010 < 0,1
Deutschland 9.643 < 0,1
AGFG 21.350 < 0,1
APPD 4.233 < 0,1
50Plus 10.536 < 0,1
MLPD 45.238 0,1
Die PARTEI 10.379 < 0,1
PSG 15.605 < 0,1
Pro DM 10.269 < 0,1

SonstigeSPDCDU/CSU FDP Bündnis 90/
Die Grünen

Die Linke.
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Die Wahl zum 16. Deutschen Bundestag

Bundestagswahlen 1949 bis 2005
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1949 ´53 ´57 ´61 ´65 ´69 ´72 ´76 ´80 ´83 ´87 ´90 ´94 ´98 ´02 2005

SPD CDU/CSU Bündnis 90/Die Grünen FDP Die Linke.
(vor 2005 PDS)

sonstige

4,0 3,9

(vor 1990 Die Grünen)

* Summe des Zweitstimmenanteils der getrennt angetretenen�westdeutschen Grünen (3,8) und des ostdeutschen 
Wahlbündnisses Bündnis 90/Grüne (1,2). Aufgrund der für ostdeutsche und westdeutsche Länder separaten Sperrklausel (5 Prozent) 
zog Bündnis 90/Grüne mit 8 Mandaten in den Bundestag ein, während die Grünen (West) den Einzug verfehlten.

2,4

Weitere Informationen unter
www.bundeswahlleiter.de
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